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Sparkassen treten bei
Sepa-Lastschrift auf die Bremse

DSGV will nachhaltige Etablierung abwarten – Bankenverband und BVR gehen offensiv vor –
PPI-Studie: Unternehmen noch zaghaft

B˛rsen-Zeitung, 24.10.2009
cr/nh Brˇssel/Frankfurt – Die
Sparkassen sind technisch in der
Lage, im neuen europäischen Zah-
lungsverkehrsraummit Sepa-Last-
schriften voranzugehen. Aufgrund
rechtlicher Unsicherheiten in
mehreren EU-Staaten wollen sie
mit der Umsetzung des Last-
schriftverfahrens aber noch war-
ten. Dagegen stehen Privatbanken
undKreditgenossen in den Startl˛-
chern, zum 1. November die Sepa-
Lastschrift offensiv zu vermark-
ten.

Der Geschäftsfˇhrende Vorstand
des Deutschen Sparkassen- und Gi-
roverbands (DSGV), Bernd Fieseler,
sagte in Brˇssel, ,,wir brauchen ein
solides Fundament fˇr die neue Se-
pa-Lastschrift, damit Vertrauen ent-
steht und der Marktstart erfolgreich
wird‘‘. Nach Auffassung des DSGV ist
die Rechtssicherheit aber noch nicht

in allen Staaten des Europäischen
Wirtschaftsraums (EWR) gegeben.
Mindestens sechs Länder, darunter
Polen, Griechenland und Schweden,
hätten die einheitlichen gesetzlichen
Regelungen noch nicht umgesetzt,
betonte der DSGV-Vorstand. Zudem
sei die Erreichbarkeit von Unterneh-
men in anderen europäischen Län-
dern nicht in vollem Umfang ge-
währleistet.

Hintergrund ist, dass sich die Staa-
ten mit der Verabschiedung der EU-
Richtlinie zum europäischen Zah-
lungsverkehrsraum verpflichteten,
die Vorgaben bis zum 1. November
2009 in nationales Recht zu ˇber-
fˇhren, um die Sepa-Lastschrift zu
starten. Sie ist der letzte Teil zur
Schaffung des europäischen Zah-
lungsverkehrsraums. Die Umstel-
lung auf einheitliche Überweisun-
gen und Kartenzahlungen hatte die
Finanzbranche bereits 2008 durch-
gefˇhrt.
Fieseler bemängelte zudem man-

gelnde technische und wirtschaftli-
che Planungssicherheit. Fortge-
schrittene Diskussionen ˇber die
Weiterentwicklung der Regelwerke
und Verfahren im Europäischen
Zahlungsverkehrsrat (EPC), in dem
die Finanzbranche die technischen
Vorarbeiten zu Sepa leistet, trˇgen
eher zur Verunsicherung der Kun-
den bei und blockierten Investitions-
entscheidungen in Unternehmen.

Angst vor dem Enddatum

Fieseler machte außerdem deut-
lich, die Sparkassen seien gegen ein
fixes Datum, um die nationalen Zah-
lungsinstrumente auslaufen zu las-
sen. Der DSGV setze auf eine ,,auf
dem Kundenvertrauen aufbauende
Einfˇhrung der Sepa-Lastschrift‘‘.
Erst wenn die n˛tige kritische Masse
erreicht werde, solle ˇber ein Datum
zum Umstieg auf die Sepa-Last-
schrift geredet werden.
Druck fˇr ein konkretes Datum

zur Abschaffung der nationalen Zah-
lungsinstrumente machen derzeit
die Brˇsseler Kommission und die
Europäische Zentralbank (EZB).
EU-Kommissar Charlie McCreevy
hatte zuletzt erklärt, es gebe ,,starke
wirtschaftliche Argumente‘‘, ein
konkretes Datum fˇr den vollständi-
gen Umstieg auf die Sepa-Instru-
mente zu fixieren.
Auch EZB-Direktoriumsmitglied

Gertrude Tumpel-Gugerell ist fˇr ei-
nen konkreten Endtermin. Das Fest-
halten an einem dualen System na-
tionaler und europäischer Zahlungs-
instrumente sei fˇr alle Beteiligten
,,kostspielig‘‘. Es gelte daher, ,,ein
realistisches, aber zugleich ambitio-
niertes Datum‘‘ fˇr den Umstieg auf

die Sepa-Instrumente zu erreichen
(vgl. BZ vom 14. Oktober).
Die am Freitag offenbarte Haltung

des DSGV steht im Kontrast zu den
anderen deutschen Institutsgrup-
pen, die die Themen Rechts- und
Planungssicherheit nicht als wesent-
lichen Hinderungsgrund fˇr eine of-
fensive Begleitung des Sepa-Last-
schriftverfahren sehen. Beim Bun-
desverband deutscher Banken, der
auch in Sachen Enddatum ganz auf
der Brˇsseler Linie liegt, weist man
darauf hin, dass zum Novemberbe-
ginn ˇber 2 600 europäische Banken
mit der Sepa-Lastschrift an den Start
gehen wˇrden, von deutscher Seite
seien fast alle privaten Banken da-
bei.
Auch im Genossenschaftssektor

will man das Thema aktiv in der
Gruppe angehen. In einer Pressemit-
teilung des Bundesverbandes der
Deutschen Volksbanken und Raiffei-
senbanken (BVR) heißt es, die rund
1200 Institute wˇrden die neue Se-
pa-Lastschrift ab 2. November flä-
chendeckend anbieten. Man werde
Privat- und Firmenkunden von An-
fang an zusätzlich zu den nationalen
Einzugsermächtigungs- und Abbu-
chungsauftragsverfahren die euro-
päische Option er˛ffnen.

Noch kein Zwang

Grundsätzlich gilt, dass es den
Kreditinstituten in Europa noch fˇr
ein Jahr freigestellt sein wird, inwie-
weit sie als Absender oder Empfän-
ger von Sepa-Lastschriften partizi-
pieren. Bis spätestens 1. November
2010 allerdings mˇssen dann alle
Zahlungsdienstleister des Euro-
raums auch Sepa-Lastschriften ver-
arbeiten k˛nnen, und kraft gesetz-
lich verbindlicher Vorgaben teilneh-
men.
Beim DSGV verweist man darauf,

dass beispielsweise die franz˛sische
Kreditwirtschaft im Grundsatz er-
klärt hat, erst im November 2010
mit von der Partie zu sein. Damit
falle der wichtigste Handelspartner
der Bundesrepublik in Sachen Er-
reichbarkeit fˇr den neuen Last-
schriftverkehr aus und erschwere
Sepa-willigen Unternehmen vom
Start weg die einheitliche Nutzung
des neuen Verfahrens. Gleichwohl
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gibt es eine Reihe franz˛sischer Ban-
ken, die bereits signalisiert haben,
zum frˇhen Datum Sepa-fähig zu
sein. Auch in den Ländern, in denen
die Richtlinie noch nicht umgesetzt
wurde, finden sich Großbanken
zum frˇhen Sepa-Start ein und ver-
pflichten sich, grenzˇberschreiten-
de Lastschriften nach den neuen Re-
geln nicht nur abzuwickeln, sondern
gegebenenfalls auch rechtssicher
rˇckabzuwickeln.

Bundesregierung gefordert

In einem Punkt sind sich die deut-
schen Institutsgruppen indes einig,
nämlich, dass die neuen Verfahren
auf nationaler Ebene einer deutli-
chen Unterstˇtzung der Politik be-
dˇrfen. Zum einen, indem ˛ffentli-
che Verwaltungen mit ihrem großen
Zahlungsaufkommen eine rasche
Migration betreiben und so die Se-
pa-Verfahren f˛rdern.
Zum anderen ist die Bundesregie-

rung aufgefordert, umgehend eine

gesetzliche L˛sung fˇr die Umwand-
lung bestehender Einzugsermächti-
gungen in Sepa-Lastschriftmandate
zu finden. ,,Nur so wird es Verbrau-
chern erm˛glicht, das neue Verfah-
ren zu nutzen, ohne dass hohe Um-
stellungskosten fˇr die in Deutsch-
land millionenfach erteilten Ein-
zugsermächtigungen entstehen‘‘,
heißt es in einer Pressemitteilung
der Falkensteiner Runde, in der sich
die fˇr die technische Realisierung
der Sepa-Verfahren zuständigen
Bankvorstände aus allen Sektoren
der deutschen Kreditwirtschaft tref-
fen.
Auch Fieseler forderte am Freitag

eine nationale Regelung, um den
Unternehmen den Übergang auf die
Sepa-Lastschrift ,,so einfach wie
m˛glich zu machen‘‘. Bei rund 8 Mil-
liarden Lastschriftenwären bei einer
Umstellung etwa 700 Millionen neu-
er Einwilligungen von Kunden ein-
zuholen. Dies koste die Unterneh-
men rund 1,5Mrd. bis 2Mrd. Euro.

Dazu kämen noch 600 Mill. Euro
Portoaufwendungen.
Bei aller Intensität der techni-

schen Vorbereitungen im Bankenla-
ger ist die große Frage, inwieweit
die Unternehmen als Rechnungsstel-
ler mitmachen. Eine neue Studie der
PPI AG in Verbindung mit Ibi Re-
search an der Universität Regens-
burg zeigt, dass deutsche Firmen-
kunden mit Sepa-Instrumenten
noch wenig vertraut sind. Nur 28%
der Befragten haben genaue Vorstel-
lungen davon, was Sepa fˇr ihr Un-
ternehmen bedeutet. In Bezug auf
die Sepa-Lastschrift gab nur etwa je-
der siebte Teilnehmer mit genauen
Vorstellungen ˇber Sepa an, dieses
Verfahren noch in 2009 nutzen zu
wollen. Fast zwei Drittel der deut-
schen Unternehmen planen derzeit
keine Nutzung der Sepa-Lastschrift,
heißt es in der Studie, die am 3. No-
vember auf dem Petersberger Elec-
tronic-Banking-Forum vorgestellt
werden soll.
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